
Amtsblatt
Nummer 48

71. Jahrgang

Montag, 23. November 2015

Einzelpreis 1,40 €

B 1179

Öffentliche Ausschreibungen

Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt folgenden Auftrag zu 
vergeben:

1.  Öffentliche Ausschreibung nach 
VOB/A 
15 A 218 –  Sanitäre Trennwände nach 

DIN 18355

Nähere Informationen zu oben genannter 
Ausschreibung siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und 
www.regensburg.de/vergaben

2.  Öffentliche Ausschreibung nach 
VOL/A 
15 A 219 –  Rahmenvertrag für 4 

Jahre zur Lieferung von 
Aufsatzleuchten der 
Fa. BEGA Gantenbrink-
Leuchten KG

Nähere Informationen zu oben genannter 
Ausschreibung siehe unter  
www.regensburg.de/vergaben

Vorankündigung

Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A 2009 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther Str. 3
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de
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Öffentliche Bekanntmachung
über das Widerspruchsrecht von Betroffenen 
gegen die Weitergabe ihrer Daten aus dem Melderegister
nach dem Bundesmeldegesetz

Die Meldebehörden sind nach dem Bun-
desmeldegesetz befugt, Daten aus dem 
Melderegister zu bestimmten Zwecken zu 
übermitteln.  Betroffene Personen haben 
jedoch in den in den  nachfolgenden Zif-
fern 1 bis 5 erläuterten Fällen das Recht, 
einer Weitergabe ihrer personenbezoge-
nen Daten zu widersprechen:

1. Widerspruch nach § 36 Absatz 2 
Satz 1 Bundesmeldegesetz gegen 
die regelmäßige Übermittlung per-
sonenbezogener Daten durch die 
Meldebehörden an das Bundes-
amt für das Personalmanagement 
der Bundeswehr gemäß § 58c Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung der Soldaten (Solda-
tengesetz). 

Erläuterung:

Zum 1. Juli 2011 ist die allgemeine 
Wehrpflicht, soweit kein Spannungs- 
oder Verteidigungsfall vorliegt, ausge-
setzt und in einen freiwilligen Wehr-
dienst übergeleitet worden. Frauen und 
Männer, die Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes sind, können sich je-
doch verpflichten, freiwillig Wehrdienst 
zu leisten. Damit das Bundesamt für 
das Personalmanagement der Bun-
deswehr die Möglichkeit hat, über den 
freiwilligen Wehrdienst zu informieren, 
übermittelt ihm die Meldebehörde jähr-
lich zum 31. März den Familiennamen, 
die Vornamen sowie die gegenwärtige 
Anschrift der Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im darauf 
folgenden Jahr volljährig werden. Bei 
einem Widerspruch werden die Daten 
nicht übermittelt.

Der Widerspruch ist bei der Meldebe-
hörde der alleinigen Wohnung oder der 
Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf bzw. Wegzug aus 
der Gemeinde.

Die nächste Datenübermittlung erfolgt 
zum 31. März 2016 und betrifft den 
Geburtsjahrgang 1999.

2. Widerspruch nach § 42 Absatz 3 
Satz 2 Bundesmeldegesetz gegen 
die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten durch die Meldebehörden 
an eine öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaft gemäß § 42 Absatz 
2 Bundesmeldegesetz. 

Erläuterung:

Die Meldebehörde darf einer öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
personenbezogene Daten von Fami-
lienangehörigen eines ihrer Mitglie-
der übermitteln, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören. 
Die Datenübermittlung umfasst den 
Familiennamen und die Vornamen, das 
Geburtsdatum und den Geburtsort, 
das Geschlecht, die Zugehörigkeit 
zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, die derzeitigen 
Anschriften und die letzte frühere An-
schrift, gegebenenfalls Angaben über 
eine vorliegende Auskunftssperre so-
wie gegebenenfalls das Sterbedatum. 
Unter Familienangehörige sind nach 
dem Wortlaut des Bundesmeldegeset-
zes der Ehegatte oder der Lebenspart-
ner, minderjährige Kinder sowie die 
Eltern von minderjährigen Kindern zu 
verstehen. Die Widerspruchsmöglich-
keit für den genannten Personenkreis 
richtet sich gegen eine generelle Da-
tenübermittlung an die jeweilige öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaft. 
Ausgenommen hiervon ist eine zweck-
gebundene Datenübermittlung, sofern 
die jeweilige öffentlich-rechtliche Reli-
gionsgesellschaft angibt, dass sie die 
Daten im Zusammenhang mit ihrem 
Steuererhebungsrecht benötigt. Ist 
dies der Fall, so werden von der Meld-
ebehörde die angeforderten Daten mit 
dem Hinweis auf diese Zweckbindung 
übermittelt.

Der Widerspruch ist bei der Meldebe-
hörde der alleinigen Wohnung oder der 
Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf bzw. Wegzug aus 
der Gemeinde.

3. Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Parteien, Wählergruppen und an-
dere Träger von Wahlvorschlägen 
im Zusammenhang mit Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene gemäß § 50 Ab-
satz 1 Bundesmeldegesetz. 

Erläuterung:

In den sechs der Stimmabgabe vor-
angehenden Monaten darf die Melde-
behörde an Parteien, Wählergruppen 
und andere Träger von Wahlvorschlä-
gen im Zusammenhang mit Wahlen 
und Abstimmungen auf staatlicher 
oder kommunaler Ebene Auskunft aus 
dem Melderegister über Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, für deren 
Zusammensetzung das Lebensalter 
der Betroffenen bestimmend ist. Die 
Auskunft umfasst den Familiennamen, 
die Vornamen, Doktorgrad und derzei-
tige Anschriften. Die Geburtsdaten der 
Wahlberechtigten dürfen dabei nicht 
mitgeteilt werden. Die Person oder die 
Stelle, der die Daten übermittelt wer-
den, darf diese nur für die Werbung bei 
einer Wahl oder Abstimmung verwen-
den und hat sie spätestens einen Mo-
nat nach der Wahl oder Abstimmung 
zu löschen oder zu vernichten.

Bei einem Widerspruch werden die Da-
ten nicht übermittelt. Der Widerspruch 
ist bei der Meldebehörde der alleinigen 
Wohnung oder der Hauptwohnung ein-
zulegen. Er  gilt bis zu seinem Widerruf 
bzw. Wegzug aus der Gemeinde.
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4. Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Mandatsträger sowie an die Presse 
oder den Rundfunk über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern gemäß 
§ 50 Absatz 2 Bundesmeldegesetz. 

Erläuterung:

Die Meldebehörde darf auf Verlangen 
von Mandatsträgern beziehungsweise 
der Presse oder des Rundfunks Aus-
kunft über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern erteilen. Die Auskunft um-
fasst den Familiennamen, die Vorna-
men, Doktorgrad, die Anschrift sowie 
das Datum und die Art des Jubiläums. 
Unter Altersjubiläen sind nach dem 
Wortlaut des Bundesmeldegesetzes 
der 70. Geburtstag, jeder fünfte wei-
tere Geburtstag und ab dem 100. Ge-
burtstag jeder folgende Geburtstag zu 
verstehen. Ehejubiläen sind das 50. 
und jedes folgende Ehejubiläum.

Bei einem Widerspruch werden die Da-
ten nicht übermittelt. Der Widerspruch 
ist bei allen Meldebehörden, bei denen 
die betroffene Person gemeldet ist, 
einzulegen. Er gilt bis zu seinem Wider-
ruf bzw. Wegzug aus der Gemeinde.

5. Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Adressbuchverlage zu allen Einwoh-
nern, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, gemäß § 50 Absatz 3 
Bundesmeldegesetz. 

Erläuterung:

Für die Herausgabe von Adress-
büchern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) darf die Meldebehörde Ad-
ressbuchverlagen Auskunft zu allen 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, aus dem Melderegis-
ter erteilen. Die Auskunft umfasst den 
Familiennamen, die Vornamen, Dok-
torgrad und die derzeitige Anschrift. 
Die übermittelten Daten dürfen aus-
schließlich für den oben genannten 
Zweck verwendet werden.

Der Widerspruch ist bei allen Meldebe-
hörden, bei denen die betroffene Per-
son gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf bzw. Wegzug aus 
der Gemeinde.

Die Einlegung des jeweiligen Wider-
spruchs ist an keine Voraussetzungen 
gebunden und ist nicht zu begründen. 
Der jeweilige Widerspruch kann bei der 
Melde behörde der unter Nrn. 1 bis 5 ent-
sprechend genannten zuständigen Ge-
meinde / Stadt eingelegt werden. Wer 
bereits zu einem früheren Zeitpunkt ei-
ner jeweiligen Übermittlung seiner Daten 
widersprochen hat, braucht dies nicht 
erneut zu tun. Die Übermittlungssperre 
bleibt bis zu einem schriftlichen Widerruf 
bzw. Wegzug aus der Gemeinde / Stadt 
im Melderegister gespeichert.

Personen, die erstmals von ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch machen möch-
ten und in der Stadt Regensburg für eine 
Wohnung gemeldet sind, können den Wi-
derspruch persönlich zu den jeweiligen 
Öffnungszeiten bei folgenden Dienststel-
len einlegen:

−	 Bürgerbüro Stadtmitte,  
D.-Martin-Luther-Straße 3, 

−	 Bürgerbüro Burgweinting,  
Friedrich-Viehbacher-Allee 3,

−	 Bürgerbüro Nord, Brennesstraße 16,
−	 Kfz-Zulassungsstelle,  

Johann-Hösl-Straße 11.

Der Widerspruch kann zudem schriftlich 
an das Bürgerzentrum, Abteilung Einwoh-
nerwesen und Wahlen, D.-Martin-Luther-
Straße 3, 93047 Regensburg adressiert 
oder unter der Nummer 507-5339 per Te-
lefax übermittelt werden. 

Regensburg, 12. November 2015

Stadt Regensburg, Bürgerzentrum
In Vertretung

Geyer

Verwaltungsrat
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Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 102 (Neu), Ehemalige Nibelungenkaserne,  
§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch, Beteiligung der Öffentlichkeit, § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch

Der Ausschuss für Stadtplanung, 
Verkehr und Wohnungsfragen hat 
am 23.07.2015 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 102 (Neu), 
Ehemalige Nibelungenkaserne beschlos-
sen. Er soll sich auf das Gebiet  des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
102, erstrecken, das im Norden begrenzt 
wird durch die Wohnbebauung entlang 
der Carl-Maria-von-Weber-Straße, im 
Osten durch die Gewerbegebiete am 
Astern- und Nelkenweg, im Süden 
durch die Wohnbebauung entlang der 
Humboldtstraße und im Westen durch 
die Galgenbergstraße. Der räumliche 
Geltungsbereich ist im Übrigen aus dem 
abgedruckten Lageplan ersichtlich.

Mit dem Bebauungsplan sollen ent-
sprechend dem Flächennutzungsplan 
Allgemeine Wohngebiete, Mischgebiete, 
eingeschränkte Gewerbegebiete und 
Gemeinbedarfsflächen für Schule / 
Kindertagesstätte festgesetzt werden. 

In der Zeit vom 24.11.2015 bis 
11.12.2015 legt das Stadtplanungsamt 
die allgemeinen Zwecke und Ziele 
der Planung öffentlich dar und gibt 
Gelegenheit zur mündlichen und schrift-
lichen Äußerung und Erörterung. Der 
Vorentwurf des Bebauungsplanes 
kann in diesem Zeitraum beim 
Stadtplanungsamt, D.-Martin-Luther-
Str. 1, Zimmer Nr. 2.092 während der 
Öffnungszeiten für den allgemeinen 
Besucherverkehr (von Montag bis 
Mittwoch von 8.30 bis 12.00 Uhr und 
von 14.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 
8.30 bis 13.00 Uhr und von 15.00 bis 
17.30 Uhr und Freitag von 8.30 bis 12.00 
Uhr) eingesehen werden. In besonderen 
Fällen können unter der Rufnummer 
0941/507-2613 auch andere Termine ver-
einbart werden. 

Am Mittwoch, den 02.12.2015 
findet um 19.00 Uhr an der 
Ostbayerischen Technischen 
Hochschule, Galgenbergstraße 
30, Zentrales Hörsaalgebäude, 
Erdgeschoss, Hörsaal D 001 (Eingang 
über die Galgenbergstraße) eine 
Informationsveranstaltung statt. Dort 
kann der Bebauungsplan-Vorentwurf ab 
18.00 Uhr eingesehen werden.

Die Ergebnisse der 
Öffentlichkeitsbeteiligung fließen in die 
weitere Bearbeitung des Bebauungsplan-
Entwurfes ein. Dieser Entwurf wird dem 
Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr und 
Wohnungsfragen zum Beschluss vorge-
legt und im Anschluss daran nach § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch nochmals öffent-
lich ausgelegt. Während dieser öffent-
lichen Auslegung des Bebauungsplan-
Entwurfes besteht nochmals die 
Möglichkeit Anregungen vorzubringen. 
Der Auslegungszeitraum wird rechtzeitig 
im Amtsblatt veröffentlicht.

Regensburg, 16.11.2015

STADT REGENSBURG

Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung

Vollzug des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Errichtung und Betrieb einer erdgas-
betriebenen Verbrennungsmotoranla-
ge (BHKW) zur Erzeugung von Warm-
wasser und Strom durch die Firma 
Bayernland e.G. am Standort Donau–
staufer Straße 87 in 93059 Regensburg
Hier:  
Prüfung der Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im Rahmen der standortbezo-
genen Vorprüfung des Einzelfalls

Die Firma Bayernland e.G. beantragte 
beim Umweltamt der Stadt Regensburg 
die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung für die Errichtung und den 
Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage 
(BHKW) für die Erzeugung von Strom 
und Warmwasser mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von rund 1,6 Megawatt 
(MW). Das BHKW dient der Grundlast-
versorgung des Werkes Regensburg und 
soll 24 Stunden pro Tag bei einer jährli-
chen Betriebszeit von ca. 6.500 Stunden 
pro Jahr betrieben werden. Als Brenn-
stoff wird ausschließlich Erdgas aus dem 
öffentlichen Netz eingesetzt. 

Das Vorhaben bedarf gemäß § 4 BIm-
SchG i.V.m. Ziffer 1.2.3.2 des Anhang 
1 der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung im vereinfachten Verfahren. Da das 
Vorhaben zudem in Nr. 1.2.3.2, Spalte 
2, Buchstabe S der Anlage 1 zum UVPG 
aufgeführt ist, war gemäß § 3c UVPG 
im Rahmen einer „standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls“ durch das 
Umweltamt eine überschlägige Prüfung 
des Vorhabens unter Berücksichtigung 
der in der Anlage 2 Nr. 2 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien vorzunehmen. 
Dabei war festzustellen, ob das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen haben kann, die nach § 12 UVPG zu 
berücksichtigen wären. 

Nach Vorliegen der von den zu betei-
ligenden Fachstellen abgegebenen 
Stellungnahmen über mögliche Auswir-
kungen des Vorhabens auf die Umwelt 
wird festgestellt, dass bei dem geplanten 
Vorhaben die Notwendigkeit der Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht gegeben ist. 

Nach § 3a Satz 3 UVPG ist diese Fest-
stellung selbständig nicht anfechtbar. 
Diese Bekanntmachung ist ebenso auf 
der Internetseite der Stadt Regensburg 
unter http://www.regensburg.de/rathaus/
aktuelles/amtsblatt einsehbar.

Regensburg, 06.11.15

Stadt Regensburg
Umweltamt
Im Auftrag

Gruber
Ltd. Rechtsdirektor
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